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„Zusätzlich und unbeschadet der in den Absätzen 1 und 2 ge-
nannten Überprüfungsverfahren stellt jede Vertragspartei si-
cher, daß Mitglieder der Öffentlichkeit, sofern sie etwaige in
ihrem innerstaatlichen Recht festgelegte Kriterien erfüllen,
Zugang zu verwaltungsbehördlichen oder gerichtlichen Ver-
fahren haben, um die von Privatpersonen und Behörden vor-
genommenen Handlungen und begangenen Unterlassungen
anzufechten, die gegen umweltbezogene Bestimmungen ihres
innerstaatlichen Rechts verstoßen.“

Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention

Teil 1

Einleitung

Das deutsche Verwaltungsprozessrecht ist geprägt von demBegriff des subjektiv-
öffentlichen Rechts.1 Zugang zu einem verwaltungsrechtlichen Überprüfungsver-
fahren erlangt eine Person nur wegen der Verletzung eigener, ihr verliehener sub-
jektiv-öffentlicher Rechte. Kann sie solche nicht geltend machen, bleibt die Mög-
lichkeit, Verwaltungshandeln auf seine Rechtmäßigkeit vor einem Gericht über-
prüfen zu lassen, verschlossen.2Der deutsche Verwaltungsrechtsschutz sichert damit
vornehmlich die Rechte des subjektiv Betroffenen3.4

Die umweltrechtliche Verbandsklage, mit der anerkannte Vereinigungen5

Rechtsbehelfe gegen bestimmte Entscheidungen einlegen können, ohne eine Ver-
letzung subjektiver Rechte geltend machen zu müssen, wirkt innerhalb dieses „ge-
wachsenen Rechtskulturprodukts“6 zunächst fremd. Die anerkannten Umweltver-
bände haben die Möglichkeit, gegen Entscheidungen vorzugehen, die durch Indi-
vidualklagen keiner Kontrolle unterzogen werden können.

1 Masing, Die Mobilisierung des Bürgers, S. 55; Schmidt-Aßmann, Das allgemeine Ver-
waltungsrecht als Ordnungsidee, 1. Kap., Rn. 27 ff.; Bühler, Zur Theorie des subjektiven öf-
fentlichen Rechts, S. 36; Niesler, Individualrechtsschutz, S. 22; Hufen, Verwaltungsprozess-
recht, § 1, Rn. 18 ff.; Ramsauer, FS Koch, S. 145 (146 ff.).

2 Masing, Die Mobilisierung des Bürgers, S. 55; Schlacke, Überindividueller Rechtsschutz,
S. 1; Berkemann, Rechtsschutz im Umweltrecht, S. 13 (14 f.).

3 Aufgrund der einfacheren Lesbarkeit wird in der Arbeit das generische Maskulinum
verwendet. Gemeint sind jedoch immer alle Geschlechter.

4 Schmidt-Aßmann, Die Verwaltung 2011, S. 105 f.; Faber, Die Verbandsklage im Ver-
waltungsprozeß, S. 20 f.

5 Die Begriffe „Vereinigung“, „Verband“ und „Organisation“ werden in dieser Arbeit
synonym verwendet.

6 Gärditz, Gutachten D, S. 10.



A. Ausgangspunkt der Untersuchung

Verbandsklagemöglichkeiten im Bereich des Natur- und Umweltschutzes gibt
es seit den 1970er Jahren.7 Sie wurden von Teilen der Rechtswissenschaft zunächst
als demokratie- und rechtsstaatsfeindlich wahrgenommen; die Verfolgung von
Rechtsverstößen, die zu keiner subjektiven Rechtsverletzung führten, erschien allein
der öffentlichen Hand zugewiesen.8 Es wurde die Befürchtung laut, Verbandskla-
gemöglichkeiten könnten das Individualrechtsschutzsystem wesentlich verändern
und die Verwaltungsgerichtsbarkeit durchgreifend umgestalten.9Gewarnt wurde vor
einer „Entmündigung des Bürgers“ zugunsten von Verbänden.10 Dass die Vereini-
gungen Ziele eigener Art verfolgen, schien unumgänglich.11 In dogmatischer Hin-
sicht war fraglich, ob ein altruistisches Verbandsklagerecht in das traditionelle
deutsche Verwaltungsrechtssystem des individuellen Rechtsschutzes integriert
werden kann,12 und wie weitreichend eine Anpassung des nationalen Rechtsrahmens
an völker- und europarechtliche Vorlagen überhaupt erfolgen muss.13

Ein halbes Jahrhundert später stößt die altruistische Umweltverbandsklage auf
weit weniger Widerstand. Dies geht vor allem auf die Aarhus-Konvention14 zurück,
die am 25. Juni 1998 als UNECE-Übereinkommen im dänischen Aarhus unter-
zeichnet wurde und Regelungen über den Zugang zu Informationen, die Öffent-
lichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in
Umweltangelegenheiten aufstellt. Dennoch haftet der Umweltverbandsklage wei-
terhin ein besonderes Spannungsverhältnis an15: Sie muss in ihrer Ausgestaltung den
völker- und unionsrechtlichen Vorgaben genügen und das Recht auf effektive
Überprüfungsverfahren wahren und soll andererseits keine voraussetzungslose Po-
pularklage begründen, die die Grenzen des deutschen Verwaltungsrechtssystems
überschreiten könnte. Zudem stellt sich die Frage, wiemit der steigendenAnzahl von

7 Zur historischen Entwicklung der umweltrechtlichen Verbandsklage siehe Teil 3, B.
8 So etwaWeyreuther, Verwaltungskontrolle durch Verbände, S. 15 ff., 19 f.; Redeker, ZRP

1976, S. 163 (164); Hammer, GewArch 1978, S. 14 ff.; Skouris, NVwZ 1982, S. 233 (235);
schon früh für die Etablierung der Umweltverbandsklage Rehbinder, siehe etwa Rehbinder/
Burgbacher/Knieper, Bürgerklage im Umweltrecht; ders., ZRP 1976, S. 157 ff.; ders., NVwZ
1982, S. 666 ff.

9 Benda, Verfassungsauftrag und Umweltschutz, S. 21.
10 Benda, Verfassungsauftrag und Umweltschutz, S. 21.
11 Benda, Verfassungsauftrag und Umweltschutz, S. 21.
12 Frühzeitige intensive Kritik übte Weyreuther, Verwaltungskontrolle durch Verbände?.
13 Siehe nur EuGH, Urt. v. 8.3. 2011, C-240/09, ECLI:EU:C:2011:125 – Slowakischer

Braunbär I; EuGH, Urt. v. 20.12.2017, C-664/15, ECLI:EU:C:2017:987 – Protect; Klinger,
NVwZ 2018, S. 225 (231); Sobotta, EuZW 2018, S. 158 (165).

14 Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten; EUR-Lex
22005 A0517(01); die Arbeit verwendet die ausgeschriebene Variante „Aarhus-Konvention“
und deren Abkürzung AK synonym.

15 Siehe hierzu etwa Spieth/Hellermann, NVwZ 2019, S. 745 ff.
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anerkannten und damit rechtsbehelfsbefugten Vereinigungen umzugehen ist. Am
1. Dezember 2023 umfasste die vomUBA geführte Liste anerkannter Vereinigungen
140 Verbände.16Nur in einigen wenigen Fällen wurde die Anerkennung auf einzelne
Bundesländer beschränkt.MehrereVereinigungen tragen dieVorhaben, gegen die sie
sich wenden wollen, bereits im Namen und scheinen daher nicht länger für die
Umwelt, sondern gegen spezifische Vorhaben eingestellt.

Besteht die Gefahr, dass die Vereinigungen das ihnen zuerkannte Verbandskla-
gerecht nicht länger dazu nutzen, um „Sachverstandspartizipation“17 in die Verfahren
einzubringen und sich als „Anwälte der Natur“18 zu gerieren, sondern um eigene
Anliegen und Vorteile durchzusetzen, die nicht der Förderung der Ziele des Um-
weltschutzes dienen, diesen vielleicht sogar entgegenlaufen? Bedarf es einer Ein-
schränkung des Verbandsklagerechts, um einem missbräuchlichen Verbandsklage-
verhalten entgegenzuwirken? Ziel der Arbeit ist es, Antworten auf diese Fragen zu
finden.

B. Hintergrund der Untersuchung

Die umweltrechtliche Verbandsklage dient als Kontrollinstanz der Aktivierung
gesellschaftlicher Interessen zur Behebung des Vollzugsdefizits im Umweltbe-
reich.19

Der Anfang der 1970er Jahre wird von vielen Seiten als Beginn des modernen
Umweltrechts betrachtet.20 Im Jahr 1971 erließ die Bundesregierung ein Umwelt-
programm, mit dem die für Umweltplanung und Umweltschutz erforderlichen
Schritte zusammengefasst werden sollten.21 Neben dieser politischen Richtungs-
entscheidung entwickelte sich eine neue gesellschaftliche Problemwahrnehmung
und Politisierung, die dazu führte, dass das Gebiet des Umweltschutzes zu einem

16 Abrufbar über die Internetpräsenz des Umweltbundesamtes über www.umweltbundes
amt.de (letzter Abruf 1.12.2023); alle in diesem Dokument benannten Internetseiten wurden
mit Datum v. 1.12.23 letztmalig abgerufen.

17 BVerwG, Urt. v. 10.4.2013, 4 C 3/12, NVwZ 2013, S. 1346 (1350); BVerwG, Urt. v.
12.11.1997, 11 A 49/96, NVwZ 1998, S. 395.

18 Siehe BVerwG, Urt. v. 29.4.1993, 7 A 2/92, NVwZ 1993, S. 890 (891), wobei das
Gericht eine solche Stellung im Rahmen des naturschutzrechtlichen Beteiligungsrechts gerade
abgelehnt hat; Nebelsieck/Schrotz, ZUR 2006, 122 ff.; Cornelsen, Anwälte der Natur, S. 16.

19 Heß, ZUR 2018, S. 686 (687).
20 So auch Feldhaus, Zur Geschichte des Umweltrechts, S. 15; Engels, Naturpolitik in der

BRD, S. 12; Kluth, Umweltrecht, § 1, Rn. 24 f.; Eifert, in: Schoch, Bes. VerwR, Kap. 5,
Rn. 1 ff.; Kloepfer, Zur Geschichte des Umweltrechts, S. 95; Kloepfer/Durner, Umwelt-
schutzrecht, § 1, Rn. 5 sehen den Beginn in den 1960er Jahren „bewegungsstiftend“ in Car-
son, Der stumme Frühling (Silent Spring); Stone, Should Trees Have Standing?.

21 BT-Drs. IV/2710, S. 2.
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